
 
Lfd. Nr.: GR/005/2025 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

aufgenommen bei der am Donnerstag, den 13.11.2025 im Sitzungssaal der 
Marktgemeinde Walding stattgefundenen 

 

öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 
 

der Marktgemeinde Walding  
 
Beginn:  19:00 Uhr 
Ende:  20:30 Uhr 
 
Anwesende: 
 
Ing. Johann Plakolm, MA  ÖVP    
Ing. Johann Zauner  ÖVP    
Erika Brunnbauer, BEng.  ÖVP    
Ing. Christian Engleder  ÖVP    
DI. Gerhard Engleder  ÖVP    
Christine Grabinger  ÖVP    
Barbara Hodgkins  ÖVP    
Benedikt Koll  ÖVP    
Irmtraud Konczalla  ÖVP    
Jakob Loizenbauer  ÖVP    
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer GRÜNE    
Mag. Helmut Mitter  SPÖ    
Melanie Riegler  SPÖ    
Ulrich Steininger, B.A.  GRÜNE    
Mag. BEd Stefan Zauner  SPÖ    
Dkfm. Herbert Merzinger  SPÖ    
Christian Schindler  SPÖ    
Renate Auberger  SPÖ    
Daniela Beismann  SPÖ    
Ing. Mag. Richard Gresak  GRÜNE    
Mag. Alfred Fischer  ÖVP Vertretung für Herrn Mag. Thomas Kriegner-

Gruss  
Renate Lehner  GRÜNE Vertretung für Frau Brigitte Atzlesberger  
Dzhabir Tagirov  ÖVP Vertretung für Herrn Michael Vierlinger  
Ing. Franz Trummer  ÖVP Vertretung für Herrn Christian Lackner  

 
 
Nicht Anwesende: 
 
Brigitte Atzlesberger, PMSc  GRÜNE entschuldigt  
Mag. Thomas Kriegner-Gruss  ÖVP entschuldigt  
Christian Lackner  ÖVP entschuldigt  
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Michael Vierlinger, BEd MEd  ÖVP entschuldigt  
Manfred Bellmann  FPÖ fehlt unentschuldigt  

 
 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA 
 
Schriftführer: Hanne-Lore Ecker 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass  
1. die Sitzung von ihm einberufen wurde und 
2. die Verständigung hierzu gemäß OÖ GemO 1990 idgF schriftlich unter Bekanntgabe 

der Tagesordnung erfolgt ist, 
3. die Beschlussfähigkeit gemäß § 50 OÖ GemO 1990 gegeben ist, 
4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 18.9.2025 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Marktgemeinde Walding auflag, während der Sitzung 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwen-
dungen eingebracht werden können. 

 

 

Tagesordnung 

 1.  Bericht des Bürgermeisters 
  
 2.  Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung - Prüfungsbericht zum Nachtragsvoran-

schlag 2025 
  
 3.  Prüfberichte des Prüfungsausschusses 
  
 4.  Informationsfreiheitsgesetz ab 01.09.2025 - Übertragungsverordnung vom Gemein-

derat an den Bürgermeister gem. § 43 Abs. 4 Z 4 Oö. GemO 1990 
  
 5.  Oö. Landes-Feuerwehrverband - Schenkungsvertrag Bohrlöschgerät Drill-X 
  
 6.  XXXX GmbH - Vereinbarung Jobrad - Nutzungsbedingungen für Dienstgeber 
  
 7.  Maschinenring Granitland GmbH - Vertrag Winterdienst 
  
 8.  Pachtvertrag für das gemeindeeigene Grundstück 991, EZ 1224, KG Lindham 
  
 9.  Wimmerstraße - Auflassung des Gemeingebrauchs einer Teilfläche des öffentliches 

Guts gemäß § 11 Abs 3 Oö. Straßengesetz 1991 
  
 10.  Wimmerstraße - Kaufvertrag über Teilfläche des öffentlichen Guts 
  
 11.  Gehweg B131-Lindham - Grunderwerbsurkunden 
  
 
11.1.  

Dringlichkeitsantrag Gehweg B131-Lindham - Grundabtretung der Marktgemeinde 
Walding 

  
 12.  Erosionsschutzmaßnahmen - Verträge 2026 bis 2030 
  
 13.  Allfälliges 
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Soweit bei den einzelnen Beschlüssen nichts anderes angeführt ist, hat diese 
der Gemeinderat durch Erheben der Hand gefasst.  
 
Der Bürgermeister begrüßt alle Anwesenden und bedankt sich für das pünktliche Erscheinen.  
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Bevor wir in die Tagesordnung einsteigen, liegt mir ein  Dring-
lichkeitsantrag vor. Ich ersuche gemäß § 46 Abs 3 OÖ GemO 1990 den nachstehenden Dring-
lichkeitsantrag in die Tagesordnung der Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Wal-
ding am 13.11.2025 aufzunehmen. Der Dringlichkeitsantrag wird bei TOP 11 behandelt. 
 
Dringlichkeitsantrag: Gehweg B131 Lindham – Grundabtretung der Marktgemeinde 
Walding: 
Die Marktgemeinde Walding errichtet in Zusammenarbeit mit dem Land OÖ, Straßenmeisterei 
St. Martin, einen Gehweg entlang der Lindhamer Straße von der Ortschaft Lindham bis zur 
Landesstraße B131 Aschacher Straße. Die Organisation des Projekts trägt das Land OÖ. 
 
Am 05.08.2025 fand unter Beteiligung der drei betroffenen Grundeigentümer die Grundver-
handlung zum Abschluss von Kaufvereinbarungen über den Erwerb von benötigten Grundflä-
chen statt. Nach Besichtigung der Grundflächen in der Natur sowie nach Erörterung der Sach- 
und Rechtslage und des Bauvorhabens schloss der Bürgermeister mit den betroffenen Grund-
eigentümern Kaufvereinbarungen, die in der heutigen Sitzung beschlossen wurden, ab. 
 
Das Grundstück 1792/2 KG Lindham (ASZ) steht im Eigentum der Marktgemeinde Walding. 
Aus diesem Grundstück werden 9 m² für die Errichtung des Gehweges benötigt, diese Teilflä-
che wird im Zuge des Teilungsplans unentgeltlich in das öffentliche Gut der Marktgemeinde 
Walding übertragen werden. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Dringlichkeitsantrag „Gehweg B131 
Lindham – Grundabtretung der Marktgemeinde Walding“ in die Ta-
gesordnung der Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Wal-
ding am 13.11.2025 aufnehmen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 

Beratungsverlauf und Beschlüsse: 
 

1. Bericht des Bürgermeisters 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 

❖ Sportpark – Café 
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Es gibt mehrere Interessenten, bei einem müsste die Küche umgebaut werden, dann würde 
23 m² Freifläche für Personal, neue Lüftung etc. benötigt werden. Der Gastronom müsste 
sich den Umbau selbst finanzieren. Die Gemeinde zahlt nichts dazu.  
Der zweite Interessent ist vom Fitnessstudio.  
 

❖ Spar-Markt 
Eröffnungsfeier ist am 26.11.2025 um 19 Uhr. 
 

❖ Hochwasserschutz Palmesweg 
Am 28.10.2025 kam der Bescheid von der BH UU. Der Hochwasserschutz Palmesweg  ist 
wasserrechtlich bewilligt. Finanzierung: wenn der Baubeginn noch 2026 stattfindet, über-
nimmt das Land OÖ die verbleibenden 5 % der Kosten. Vorher war Finanzierung: 50 % 

Bund, 30 % Land OÖ, 20 % Gemeinde. ¾ der Kosten übernahm das Land OÖ von Anfang 

an, jetzt würde das Land OÖ auch noch das restliche Viertel der Kosten übernehmen. 
 

❖ Gehweg Lindham 
Schotterungen sind passiert. Asphaltierung ist wetterabhängig. 
 

 

2. Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung - Prü-
fungsbericht zum Nachtragsvoranschlag 2025 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
Prüfungsbericht zum 1. Nachtragsvoranschlag 2025 der Marktgemeinde Walding 
 
Die Marktgemeinde Walding hat per Mail vom 29.01.2025 den Voranschlag für das Jahr 2025 
vorgelegt und gleichzeitig auf die Erstellung eines Nachtragsvoranschlages hingewiesen. Am 
22.07.2025 hat die Marktgemeinde einen Nachtragsvoranschlag vorgelegt, der den Voran-
schlag vollinhaltlich ersetzt. Der Prüfung wurde daher der aktualisierte Nachtragsvoranschlag 
zugrunde gelegt, eine Prüfung des damit nicht mehr aufrechten Voranschlages erfolgt nicht 
mehr. 
 
Laufende Geschäftstätigkeit - Wirtschaftliche Situation: 
 
Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit beläuft sich bei Einzahlungen von 10.810.700 
Euro und Auszahlungen von 11.358.300 Euro auf -547.600 Euro. 
 

 1.NVA 2025 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit -547.600 

abzüglich Rücklagenzuführungen 21.700 

zuzüglich Rücklagenentnahmen 569.300 

bereinigter Saldo: 0 

 
Entsprechend den Empfehlungen im Informationsschreiben IKD-2017-314672/1726-KV vom 
19.01.2023 werden die Rücklagenzuführungen und -entnahmen in der laufenden Gebarung 
beim Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit saldiert, wodurch in sinngemäßer Anwendung 
des § 75 Abs. 4 a der Oö. GemO 1990 der Haushaltsausgleich als erreicht gilt (bereinigter 
Saldo). 
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Im Zusammenhang mit der Einnahmenentwicklung aus den Ertragsanteilen wird auf die zwi-
schenzeitlich im Informationsschreiben IKD-2024-252465/62-Lb vom 29.07.2025 veröffentlich-
ten Prognosewerte vom Juli 2025 hingewiesen. Demnach kann aller Voraussicht nach mit 
Mehreinzahlungen in Höhe von rd. 50.200 Euro gerechnet werden. 
 
Haushaltsrücklagen: 
 
Der Gesamtstand an Rücklagen beträgt laut Nachweis am Jahresbeginn 2.471.900 Euro. 
Durch Zugänge von insgesamt 418.100 Euro und Abgänge von insgesamt 1.158.800 Euro 
wird sich der Gesamtstand um voraussichtlich 740.700 reduzieren. Am Ende des Jahres wird 
mit einem Gesamtrücklagenbestand von 1.731.200 Euro gerechnet. 
 
Zudem bestehen zu Jahresbeginn Innere Darlehen in Höhe von 390.600 Euro. Im Finanzjahr 
2025 sind Rückzahlungen in Höhe von rd. 189.500 Euro budgetiert, womit zum Jahresende 
2025 insgesamt 201.100 Euro an Innere Darlehen bestehen bleiben. Festzuhalten ist, dass 
die veranschlagten Beträge rund um die Rückführung der Inneren Darlehen zur „Allgemeinen 
Rücklage“ teilweise Differenzen aufweisen (u. a. Projekte „Fernwärme Sportpark“, Kindergar-
ten Sanierung“). In weiterer Folge sind auch die im „Nachweis über Innere Darlehen“ ausge-
wiesenen Darlehensstände nicht korrekt abgebildet. Auf eine übereinstimmende Budgetierung 
ist künftig zu achten. 
 
Fremdfinanzierung: 
 
Im Nachtragsvoranschlag ist im Jahr 2025 für den Neubau eines Hortes eine Darlehensneu-
aufnahme von 507.000 Euro eingeplant. Der Netto-Schuldendienst soll sich nach Abzug der 
erhaltenen Finanzierungszuschüsse auf 375.900 Euro belaufen (Vergleich VA 2024 = 376.800 
Euro). 
  
Für die teilweise Bedeckung der Leasingbelastungen in den Bereichen Feuerwehr, Bauhof 
und Gewerbepark in Höhe von 128.000 Euro (netto) können noch vorhandene Rücklagenmittel 
in Höhe von 17.100 Euro herangezogen werden. 
Der Haftungsstand soll sich im Finanzjahr 2025 um 57.200 Euro auf einen Gesamtstand von 
618.400 Euro reduzieren. 
 
Der Kassenkredit wurde innerhalb des Rahmens der gesetzlichen Höchstgrenze nach § 83 
Abs. 1 der Oö. GemO 1990 festgelegt. 
 
Hinweis zur buchhalterischen Darstellung: 

• Es ist neuerlich festzustellen, dass die im Schuldennachweis ausgewiesenen Zinsen nicht 
mit den veranschlagten Zinszahlungen (HH-Konto 650xxx) übereinstimmen. Es ergibt sich 
eine Differenz von 2.500 Euro. Einer korrekten Ausweisung der Zinszahlungen im Schul-
dennachweis ist künftig mehr Augenmerk zu schenken. 

 
Öffentliche Einrichtungen - Gebührenhaushalt1: 
 

Bereich 
VA 2024 NVA 2025 

Überschuss Abgang Überschuss Abgang 

Abfallbeseitigung 1.800 0 28.300 0 

Wasserversorgung 4.800 0 0 -15.600 

Abwasserbeseitigung 198.400 0 204.100 0 

 

 
1 Die Berechnung der Ergebnisse in der Tabelle erfolgte auf Basis der Zahlen des Finanzierungshaushaltes. 
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Die Abfallbeseitigung weist im Finanzierungshaushalt 2025 einen Überschuss in Höhe von 
28.300 Euro auf. Wir empfehlen die überschüssigen Mittel einer entsprechenden Rücklage 
zuzuführen. 
 
Der Betrieb der Wasserversorgung weist laut obiger Aufstellung einen Fehlbetrag aus. Im Er-
gebnishaushalt beläuft sich dieser auf -13.100 Euro. Um diesen Bereich auszahlungsdeckend 
zu führen, sind Gegensteuerungsmaßnahmen (Gebührenanpassungen) vorzunehmen. 
 
Bei der Abwasserbeseitigung errechnet sich sowohl im Finanzierungshaushalt (+204.100 
Euro), als auch im Ergebnishaushalt (+350.100 Euro) hingegen ein Plus. Es werden über-
schüssige Mittel in Höhe von 168.900 Euro im Rahmen der investiven Gebarung (Pseudovor-
haben) einer zweckentsprechenden Rücklage zugeführt. Seitens der Marktgemeinde wurde 
im Rahmen der Gebührenkalkulation ein Nachweis über die Verwendung der Gebührenüber-
schüsse (sogenannter innerer Zusammenhang) vorgelegt. 
 
Verwendung von gesetzlich zweckgebundenen Einzahlungen: 
 
Eine widmungsgemäße Verwendung der Einzahlungen aus Interessentenbeiträgen Wasser 
und Kanal sowie aus Infrastrukturkostenbeiträgen ist gegeben. 
 
Personalaufwendungen: 
 
Der Aufwand für Personal (inkl. Pensionen) beläuft sich auf 3.216.900 Euro (Vergleich im VA 
2024 
= 3.017.200 Euro). Das entspricht 29,8 % der Einzahlungen der lfd. Geschäftstätigkeit. 
 
Dienstpostenplan (Stellenplan): 
 
Im Dienstpostenplan wurden Änderungen vorgenommen, diese sind nicht genehmigungs-
pflichtig. Diese Änderungen widersprechen keiner gesetzlichen Bestimmung (v.a. der Oö. Ge-
meinde- Dienstpostenplanverordnung 2023) und werden daher zur Kenntnis genommen. 
 
Im Zusammenhang mit den bestehenden Dienstpostengruppen wurde seitens der Marktge-
meinde entsprechend den Vorgaben die Information über die aktuelle Einstufung vorgelegt 
(siehe dazu IKD- 2019-449942/25-Wb vom 02.09.2021). In diesem Zusammenhang weisen 
wir ausdrücklich darauf hin, dass beispielsweise die Angaben von „aktuellen Einstufungen“ nur 
als Hilfestellungen zu sehen sind. Diese Angaben sind nicht Teil des Dienstpostenplans und 
dürfen daher weder beschlossen noch kundgemacht werden. Der Vollständigkeit halber halten 
wir fest, dass für die Festsetzung von Dienstposten seit 31. Mai 2023 die Oö. Gemeinde-
Dienstpostenplanverordnung 2023 maßgeblich ist. 
 
Hinsichtlich der vorhandenen Personalreserven verweisen wir auf die entsprechenden Fest-
stellungen im Prüfungsbericht zum Voranschlag 2024. 
 
Investive Gebarung: 
 
Diese Vorhaben (Vorhabencode 1) weisen im Investitionsnachweis des Nachtragsvoranschla-
ges einen Fehlbetrag aus: 
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Vorhaben Saldo Finanzierung/Anmerkungen 
Aufschließung Fiereder -32.000  

 
In Summe ausgeglichen budgetiert. 

Aufschließung Mahringer -1.000 
Aufschließung Gewerbepark B127 -70.400 
Aufschließung Voglsam -187.100 
WL Mursberg/Jörgensbühl Instands. -6.500 
Geh- u-. Radweg -86.100 
SUMME -383.100  

 
Die oben dargestellten Vorhaben sind zwar im Jahr 2025 nicht ausgeglichen erstellt, in den 
Folgejahren sind jedoch Einzahlungen eingeplant, womit ein Gesamtausgleich dieser Vorha-
ben über den MEFP-Zeitraum vorgesehen ist. 
 
Auf die Bestimmungen des § 80 Abs. 2 i.V.m. § 75 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. wird verwie-
sen. Vorhaben dürfen nur insoweit begonnen und fortgeführt werden, als die dafür vorgesehe-
nen Mittelaufbringungen vorhanden oder rechtlich und tatsächlich gesichert sind; jedes inves-
tive Einzelvorhaben ist im Nachweis der Investitionstätigkeit (MEFP-Zeitraum) ausgeglichen 
zu erstellen. 
 
Buchhalterische Hinweise: 

• Das investive Pseudovorhaben „Abwicklung Innere Darlehen“ weist in Summe einen nega-
tiven Saldo in Höhe von 1.800 Euro aus. Dieser begründet sich mit einem irrtümlich zu 
niedrig veranschlagten Rückzahlungsbetrag im Zusammenhang mit dem Projekt „Kinder-
garten Sanierung“ (siehe VA-Stelle 6/XXX/28XXX). 

 
Verrechnung zwischen laufender und investiver Gebarung: 
 
Die vorgesehene Eigenmittelaufbringung aus dem laufenden Finanzierungshaushalt stimmt 
mit den bei der investiven Gebarung veranschlagten Beträgen überein. 
 
Zur Finanzierung von investiven Einzelvorhaben bzw. für Rücklagendotierungen wird von der 
laufenden Gebarung ein Gesamtbetrag in Höhe von 559.400 Euro zur Verfügung gestellt, der 
sich wie folgt untergliedert: 
  

• 38.000 Euro Interessentenbeiträge Verkehr, Wasser und Kanal, 

• 168.900 Euro Betriebsmittelüberschüsse Kanal sowie 

• 352.500 Euro allgemeine Deckungsmittel. 
 
Im Gegenzug werden aus der investiven Gebarung (investive Einzelvorhaben „Kindergarten 
Sanierung“ und „Jörgmayrstraße 12“) überschüssige Mittel in Höhe von insgesamt rd. 56.500 
Euro der laufenden Gebarung rückgeführt. Dabei handelt es sich sinngemäß um allgemeine 
Deckungsmittel aus Vorjahren. In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass die 
Verrechnung zwischen investiver und laufender Gebarung ausschließlich im Rahmen der VA-
Stellen 2/98XXX/729XXX zu erfolgen hat. 
 
Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP): 
 
Der Gemeinderat hat mit dem Nachtragsvoranschlag den MEFP mitbeschlossen. 
 
Die vorliegenden Zahlen prognostizieren in den kommenden Jahren durchgängig negative Er-
gebnisse in der laufenden Geschäftstätigkeit (in Summe -1.810.900 Euro), die es zu bedecken 
gilt. Wie die Marktgemeinde bereits im Vorbericht ausführt, werden die allgemeinen Haushalts-
rücklagen unter anderem für die Bedeckung der negativen Ergebnisse der laufenden Ge-
schäftstätigkeit spätestens mit Ende 2027 aufgebraucht sein. Diesen Budgetplanungen zur 
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Folge wird sich die Marktgemeinde in absehbarer Zeit mit den Härteausgleichsfondskriterien 
auseinandersetzen müssen! 
 
Im Planungszeitraum wird das Nettoergebnis im Ergebnishaushalt (Saldo 0) in einer Höhe 
zwischen -958.800 Euro (2025) und -133.200 Euro (2029) erwartet. 
 
Die Geldflüsse aus der voranschlagswirksamen Gebarung im Finanzierungshaushalt (Saldo 
5) bewegen sich von -801.100 Euro (2025) bis zu +592.700 Euro (2027). 
 
Im mittelfristigen Investitionsplan wurde eine Prioritätenlistung vorgenommen; dies ist auch im 
Gemeinderatsprotokoll ausdrücklich angeführt. 
 
Weitere Feststellungen: 
 
Es wird festgehalten, dass bei den Anlagen „1a Ergebnishaushalt“ und „1b Finanzierungs-
haushalt“ jeweils die Anlage „bereinigt um die Vergütungen“ ab dem Jahr 2024 nicht mehr 
relevant ist. 
 
Bei den Mitteln des Zukunftsfonds gem. § 23 Abs. 3 u. 4 FAG 2024 kann laut vorliegender 
Aktenlage mit Mehreinnahmen von rd. 2.500 Euro gerechnet werden. 
 
Schlussbemerkung: 
 
Der Nachtragsvoranschlag der Marktgemeinde Walding und die Änderungen im Dienstposten-
plan werden zur Kenntnis genommen. Die im Bericht angeführten Feststellungen sind zu be-
achten. Beanstandete Punkte sind spätestens bis zur Erstellung des Rechnungsabschlusses 
zu bereinigen. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Prüfungsbericht der Bezirkshauptmann-
schaft Urfahr-Umgebung zum Nachtragsvoranschlag 2025 zur 
Kenntnis nehmen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

3. Prüfberichte des Prüfungsausschusses 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Dipl.-Kfm. Herbert Merzinger 
 

Bei der Sitzung des Prüfungsausschusses am 25.9.2025 wurden folgende Prüfberichte an den 
Gemeinderat einstimmig beschlossen: 
 

1. Fernwärme in gemeindeeigenen Gebäuden 
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Bei Überprüfung der Anschlusskosten für Fernwärme wurde festgestellt, dass diese in Ord-
nung sind. Die Kostenentwicklung passt auch. Bei Vertragsgestaltung ist aber ein Fehler pas-
siert bzgl. Indexierung.  
Daher gibt der Prüfungsausschuss die Empfehlung an den Gemeinderat, dass Vertragsprü-
fungen früher erfolgen und schon im Gemeindevorstand behandelt werden sollen. Dem Ge-
meinderat sollen Verträge in schriftlicher Form mindestens eine Woche vor Sitzung zur Verfü-
gung gestellt werden. 
 

2. Jugendtreff – rechtliche Voraussetzungen für Förderung 
Die rechtliche Grundlage für Förderung ist gegeben, da das Jugendtreff ein Verein ist. Inhalt-
lich behandelt es der Familienausschuss. Der Prüfungsausschuss gibt die Empfehlung an 
den Gemeinderat, die Förderung für das Jugendtreff jährlich aktiv zu beschließen. 
 

Beschlussantrag: 
1. Der Gemeinderat möge die beiden vorliegenden Prüfberichte 

zur Kenntnis nehmen. 
2. Der Gemeinderat möge aufgrund der Empfehlungen aus den 

Prüfberichten Folgendes beschließen: 
a) Vertragsprüfungen sollten früher erfolgen und schon im 

Gemeindevorstand behandelt werden. Dem Gemeinderat 
sollten Verträge in schriftlicher Form mindestens eine 
Woche vor einer Sitzung zur Verfügung gestellt werden. 

b) Der Gemeinderat sollte die Förderung für das Jugendtreff 
jährlich aktiv beschließen. 

 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 12  Jakob Loizenbauer  

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 

- einstimmig beschlossen 

- mehrheitlich beschlossen 
- abgelehnt 

 
 

4. Informationsfreiheitsgesetz ab 01.09.2025 - Übertra-
gungsverordnung vom Gemeinderat an den Bürger-
meister gem. § 43 Abs. 4 Z 4 Oö. GemO 1990 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 
Mit dem Inkrafttreten der Änderungen in der Bundesverfassung am 1. September 2025 wurde 
das Amtsgeheimnis aufgehoben. Durch die Bestimmungen des neuen Art. 22a B-VG kommt 
es zu einer Verpflichtung zur Veröffentlichung von Informationen von allgemeinem Interesse 
sowie zu einem Recht auf Zugang zu staatlichen Informationen, sofern dem keine Geheimhal-
tungsgründe entgegenstehen. Das gleichzeitig erlassene Informationsfreiheitsgesetz (IFG) re-
gelt die näheren Bestimmungen. Als „Information“ versteht man jede amtlichen oder unterneh-
merischen Zwecken dienende, vorhandene und schriftliche Aufzeichnung (ausgenommen 
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vorbereitende Entwürfe und Notizen), die einen allgemeinen Personenkreis betreffen oder für 
einen solchen relevant sind. 
 
Gemäß § 3 IFG ist jenes Organ zur Veröffentlichung von Informationen zuständig, das die 
Information erstellt oder in Auftrag gegeben hat (Ursprungsprinzip), zu dessen Wirkungs- und 
Geschäftsbereich die Information gehört. 
 
Demnach ist der Gemeinderat zur Veröffentlichung bzw. Informationszugangsgewährung hin-
sichtlich jener Informationen zuständig, die von ihm erstellt wurden oder die zu seinem Wir-
kungs- und Geschäftsbereich gehören. Da es sich beim Gemeinderat um ein Kollegialorgan 
handelt, müsste diesbezüglich in jedem einzelnen Fall ein Beschluss gefasst werden. Gemäß 
§ 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990 finden Gemeinderatssitzungen grundsätzlich nur quartalsweise 
statt. Eine Änderung der Oö. GemO 1990 - nämlich § 43 Abs. 4 Z 4 – ermöglicht es dem 
Gemeinderat, vorab seine Zuständigkeit zur Informationszugangsgewährung (samt Veröffent-
lichungen) auf den Bürgermeister, und zwar in Form einer Verordnung, zu übertragen. 
 
Da die Fristen für die Informationszugangsgewährung nach dem IFG sehr kurz sind, ist eine 
derartige Übertragungsverordnung gemäß § 43 Abs. 4 Z 4 Oö. GemO 1990 für einen einheit-
lichen Vollzug erforderlich.  
 

Verordnung 
 
des Gemeinderats der Marktgemeinde Walding, mit der die Zuständigkeiten 

des Gemeinderats betreffend das Informationsfreiheitsgesetz auf die Bürger-

meisterin bzw. den Bürgermeister übertragen werden. 

 

Aufgrund des § 43 Abs. 4 Z 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990), 

LGBl. Nr. 91/1990, in der Fassung des Landesgesetzblattes LGBl. Nr. 64/2025, wird 

verordnet: 

 

§ 1 

Übertragung 

Die Zuständigkeit des Gemeinderats zur Veröffentlichung von Informationen von all-

gemeinem Interesse und für den Zugang zu Informationen im Sinn des Informations-

freiheitsgesetzes, BGBl. I Nr. 5/2024, wird zur Gänze auf die Bürgermeisterin bzw. 

den Bürgermeister übertragen. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt 

der Marktgemeinde Walding in Kraft. 
 
Der Bürgermeister: 

Ing. Johann Plakolm MA 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Übertragungsverordnung gem. § 43 Abs. 
4 Z 4 Oö. GemO 1990 beschließen. 
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Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

5. Oö. Landes-Feuerwehrverband - Schenkungsvertrag 
Bohrlöschgerät Drill-X 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 
Mit Schreiben vom 25.09.2025 informierte das Landes-Feuerwehrkommando OÖ, dass die 
Ausstattung der Hubrettungsgeräte-Standorte mit dem Bohrlöschgerät Drill-X erfolgreich ab-
geschlossen werden konnte. In Summe wurden 52 Geräte an die jeweiligen Feuerwehren 
übergeben und die entsprechenden Schulungen durchgeführt. Die Finanzierung der Bohr-
löschgeräte erfolgte durch das Land OÖ und den Oö. Landes-Feuerwehrverband. Mit der 
Übergabe geht das Gerät in das Eigentum der Standortgemeinde über. Diesbezüglich wurde 
ein mit der Direktion für Inneres und Kommunales beim Amt der Oö. Landesregierung (IKD) 
ausgearbeiteten Schenkungsvertrag samt Anlage (Besitzanweisung) übermittelt, der durch 
den Gemeinderat zu beschließen ist. 
 
 

Schenkungsvertrag 
 Bohrlöschgerät „Drill-X“ 

 
abgeschlossen zwischen 
dem Oö. Landes-Feuerwehrverband, Petzoldstraße 43, 4021 Linz, (im Folgenden „Landes- 
Feuerwehrverband“), einerseits und 
der Gemeinde Walding, Hauptstraße 19, 4111 Walding, (im Folgenden „Gemeinde“), anderer-
seits, betreffend ein Bohrlöschgerät „Drill-X“ für die FF Walding (im Folgenden „Feuerwehr“) 
wie folgt: 
 
Präambel 
 
(A) Der Landes-Feuerwehrverband hat für ausgewählte Feuerwehren in Oberösterreich un-

mittelbar vom Hersteller SYNEX TECH GmbH, Gschwandt 163, 4822 Bad Goisern („Her-
steller“) Bohrlöschgeräte der Type „Drill-X“ beschafft. 

(B) Die Beschaffung wurde vom Land Oberösterreich gefördert. Die Mittel dafür verteilen sich 
auf einen Zuschuss des Oö. LFV, Katastrophenfonds und Bedarfszuweisungsmittel. 

(C) Der Landes-Feuerwehrverband stellt die Bohrlöschgeräte im Wege der Gemeinden den 
Feuerwehren unentgeltlich zur Verfügung. Mit der gegenständlichen Vereinbarung beab-
sichtigen der Landes- Feuerwehrverband, ein Bohrlöschgerät „Drill-X“ in das Eigentum 
der Gemeinde zu übertragen, und die Gemeinde, das Bohrlöschgerät zu den Bedingun-
gen dieses Vertrages in ihr Eigentum zu übernehmen. Die Gemeinde stellt in der Folge 
das Bohrlöschgerät gemäß § 5 Abs. 3 Oö. Feuerwehrgesetz 2015 der Feuerwehr zur Nut-
zung zur Verfügung. 
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1. Schenkung, Eigentumsübergabe 
 
1.1. Der Landes-Feuerwehrverband schenkt und übergibt hiermit der Gemeinde 

ein (1) Bohrlöschgerät der Type „Drill-X“ („Bohrlöschgerät“) 
und die Gemeinde nimmt die Schenkung an und übernimmt das Bohrlöschgerät in ihr Eigen-
tum. 
1.2. Das Bohrlöschgerät wurde bereits an die Feuerwehr übergeben. Die Übergabe in das 

Eigentum der Gemeinde erfolgt unverzüglich nach Unterfertigung dieses Schenkungs-
vertrages durch den Landes- Feuerwehrverband durch Besitzanweisung gemäß Anlage 
1. 

 
 
2. Gewährleistung 
 
2.1. Der Landes-Feuerwehrverband übernimmt für das Bohrlöschgerät keine wie immer ge-

artete Gewährleistung oder Haftung. 
2.2. Der Landes-Feuerwehrverband tritt jedoch hiermit sämtliche Gewährleistungs- und Haf-

tungsansprüche, die ihm gegen den Hersteller des Bohrlöschgeräts zustehen, an die 
Gemeinde ab. 

 
3. Auflagen 
 
3.1. Die Gemeinde verpflichtet sich, das Bohrlöschgerät für einen Zeitraum von 10 Jahren ab 

Unterzeichnung dieses Schenkungsvertrages im funktionstüchtigen und betriebsfähigen 
Zustand zu halten sowie die Wartung und Überprüfungen des Bohrlöschgeräts nach 
Herstellervorgaben und nach Vorgaben des Landes-Feuerwehrverbandes auf eigene 
Kosten durchzuführen. 
Es besteht aber keine Verpflichtung zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung, 
wenn das Bohrlöschgeräts aufgrund von außergewöhnlichem Verschleiß oder außerge-
wöhnlicher Belastung oder durch Beschädigung seine Funktionsfähigkeit verliert. Die 
Gemeinde hat aber den Verlust der Funktionstüchtigkeit selbst oder im Wege der Feu-
erwehr an den Landes-Feuerwehrverband zu melden. 

3.2. Die Gemeinde verpflichtet sich, für einen Zeitraum von 10 Jahren ab Unterzeichnung 
dieses Schenkungsvertrages das Bohrlöschgerät weder entgeltlich noch unentgeltlich 
zu veräußern, oder dauerhaft an Dritte weiterzugeben. 

 
4. Keine Drittwirkung 
 
Der Feuerwehr entstehen aus diesem Schenkungsvertrag keine Ansprüche gegen den Lan-
des- Feuerwehrverband oder die Gemeinde. Die zwischen der Gemeinde und der Feuerwehr 
aufgrund des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 und allfälliger weiterer Vereinbarungen bestehen-
den Rechtsbeziehungen bleiben unberührt. 
 
Beschlossen in der Gemeinderatssitzung vom 13.11.2025 
 
 
Anlage 1 zum Schenkungsvertrag Bohrlöschgerät Drill – X 
Besitzanweisung 
 
Der Oö. Landes-Feuerwehrverband überträgt ein Exemplar des Bohrlöschgeräts „Drill-X“ in 
das Eigentum der Gemeinde Walding. Dazu wurde ein separater Schenkungsvertrag zwischen 
dem Oö. Landes-Feuerwehrverband und der Gemeinde abgeschlossen. Die FF Walding wird 
angewiesen, nunmehr das Bohrlöschgerät für die Gemeinde innezuhaben. Dies unbeschadet 
des Rechts der Feuerwehr zur Nutzung des Bohrlöschgeräts gemäß § 5 Abs. 3 Oö. Feuer-
wehrgesetz 2015. 
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Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Schenkungsvertrag mit dem OÖ Landes-
Feuerwehrverband über das Bohrlöschgerät Drill-X beschließen. 
 
Mag. Stefan Zauner: Nach Hersteller müssen die Wartungen, Überprüfungen auf eigene 
Kosten gemacht werden, Wartungskosten kommen schon auf uns zu. Weiß jemand, wie 
hoch die Kosten sein könnten. Gibt es Erfahrungswerte? 
DI Gerhard Engleder: Die Wartung passiert erst in 10 Jahren. Es weiß niemand wie hoch 
die Kosten sein werden.  
Mag. Stefan Zauner: Da steht nicht drin „nach 10 Jahren“. Da steht „nach Herstellervorgabe 
in einem Zeitraum von 10 Jahren“. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die Wartungskosten sind im überschaubaren Bereich. Bei der 
Vorführung wurde gezeigt, wie das Gerät funktioniert. Es geht da um den Bohrer, der ausge-
wechselt werden muss. Da geht es um ein paar 100 Euro. 
 
Diskussion 
 
DI Gerhard Engleder: Wenn das Gerät bei einem Einsatz komplett zerstört wird, brauchen 
wir das Gerät nicht ersetzen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

6. XXXX GmbH - Vereinbarung Jobrad - Nutzungsbedin-
gungen für Dienstgeber 

 
 

Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 
Im Zuge des Oö. Landes- und Gemeinde-Dienstrechtsanpassungsgesetzes 2024 (Oö. DRAG 
2024) wurden die gesetzlichen Grundlagen für eine Ermöglichung des „Jobrad-Modells“ im 
Gemeinde(verbands)bereich geschaffen. 
 
Die oö. Gemeinden, Statutarstädte und Gemeindeverbände können ihren Bediensteten ein 
Fahrrad (einschließlich E-Bikes) zur privaten Nutzung zur Verfügung stellen, sofern die bud-
getären Mittel vorhanden sind und keine dienstlichen Interessen entgegenstehen. Dadurch soll 
die umweltfreundliche Mobilität ausgebaut, ein Beitrag zum Klimaschutz sowie zur Gesund-
heitsförderung geleistet und die Arbeitgeberattraktivität gestärkt werden. 
 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben grundsätzlich die Auswahl zwischen einer 
Kauf- und einer Leasingvariante. 
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Ein Rechtsanspruch der Bediensteten auf ein „Jobrad“ kann daraus nicht abgeleitet werden. 
Die Bediensteten haben den Aufwand für die persönliche Nutzung des „Jobrads“ zu tragen, 
der im Rahmen der Gehaltsumwandlung gemäß § 4 b Sachbezugswerte-VO, somit durch Ab-
zug von den Bruttobezügen der bzw. des Bediensteten, hereingebracht wird. 
 
Um die Gleichbehandlung der Gemeindebediensteten mit den Landesbediensteten bzw. der 
Gemeindebediensteten untereinander zu gewährleisten, wird im Sinn des § 4 Oö. GDG 2002 
eine Verordnungsermächtigung zugunsten der Landesregierung eingefügt. Die Oö. Ge-
meinde-Jobrad-Verordnung wurde am 13. Mai 2025 erlassen. 
 
Die Aktion wurde in der Sitzung des Gemeindevorstandes vom 13.03.2025 unter Allfälliges 
vorgestellt, die Mitglieder befürworteten die Aktion unter der Bedingung, dass der Gemeinde 
selbst keine Kosten entstehen dürften. 
 
Am 23.07.2025 hat das Land OÖ die Durchführungsbestimmungen für das Jobrad im Oö. Ge-
meindebereich erlassen. Die generelle Entscheidung über ein Angebot des Jobrads an Be-
dienstete sowie die Festlegung der Kauf- oder Mietvariante obliegt dem Gemeinderat. 
 
 Seit Veröffentlichung des Gemeinde-Dienstrechtsanpassungsgesetzes 2024 bekam die Ge-
meinde zahlreiche Informationen und Angebote verschiedenster Anbieter für das Jobrad (Lea-
seMyBike, lease a bike, Willdienstrad GmbH, JobRad Österreich GmbH, BLS Bikeleasing-
Service Österreich GmbH, firmenradl.at Intersport Austria GmbH). Da der Gemeinde keine 
Kosten entstehen, war die Auswahl eines Projektpartners die Vergabe an einen Bestbieter. An 
den Projektpartner gebunden ist dessen Partner für die Leasingfinanzierung. 
 
Im Gesamtpaket entsprach am besten die Fa. XXXX GmbH aus St. Marienkirchen – durch 
persönliche Erreichbarkeit, totale Absicherung der Kostenfreiheit für die Gemeinde bei Rück-
gabe des Jobrads, bei Arbeitsplatzwechsel oder Pension des Dienstnehmers, Ausfallhaftung 
bei Karenzierung oder Langzeitkrankenstand, udgl. Leasinggeber und Versicherungspartner 
sind ebenfalls Teil der Firmengruppe. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge beschließen: 

a) Angebot des „Jobrads“ an die Bediensteten 
b) Angebot der Leasingvariante mit Dauer von 48 Monaten 
c) Abschluss der Vereinbarung mit XXXX GmbH 

 
Ing. Christian Engleder bittet AL Reinhard Grössmann MPA MBA um eine kurze Zusammen-
fassung.  
 
Mag. Stefan Zauner: Gibt es einen Vertrag mit der Fa. XXXX GmbH ? 
 
Frau Ecker (Schriftführerin) entschuldigt sich bei Herrn Stefan Zauner, dass der Vertrag nicht 
beim Amtsvortrag dabei war. 
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Der Punkt war auch schon bei der letzten GV-Sitzung am 
6.11.2025. Da hat niemand etwas gesagt. Ihr hattet am Montag Fraktionssitzung. Da hätte 
einer von euch anrufen können und nach dem Vertrag bei der Gemeinde fragen können.  
Ing. Christian Engleder: Außerdem müssen wir den Vertrag noch ins Budget einarbeiten und 
das Budget beschließen. 

Ulrich Steininger B.A.: Grundsätzlich verstehe ich, dass man den Vertrag vorlesen 
will. Ich kann auch nachvollziehen, dass man nach dem Vertrag fragen kann. Wir ha-
ben jetzt November, die nächste Sitzung ist im Dezember. Es kauft jetzt niemand ein 
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Rad. Die Fraktionen sollen sich zusammensetzen und den Vertrag in Ruhe lesen kön-
nen. Es hat keiner einen Nachteil. Denn wenn sich die Kollegen und Kolleginnen ein 
Rad kaufen wollen, ist jetzt nicht die Zeit dafür. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Das geht ja jetzt sowieso nicht, denn erst mit Beschluss 
des Voranschlages wird das Leasing freigeschalten.  
Ulrich Steininger B.A.: Natürlich wird der Tagesordnungspunkt beschlossen werden, wenn 
man den Inhalt kennt. Jeder hat dann alle Informationen, die er gerne hätte und dann wird der 
Tagesordnungspunkt beschlossen, nach dem das Budget beschlossen wurde. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Zum Budget kann ich ganz einfach sagen, das wird ein 
Nullsummenspiel. Da steht drin: Einnahmen 5.000 Euro, Ausgaben 5.000 Euro. Für uns sind 
die Einnahmen die Lohneinbehaltungen der Bediensteten, die Auszahlungen sind die Leasing-
raten.  

Ulrich Steininger B.A.: Ich denke als Wertschätzung für die SPÖ – Fraktion, sollte 
man den Tagesordnungspunkt vertagen. 
 

Der Gemeinderat möge den Tagesordnungspunkt auf die nächste 
Gemeinderatssitzung im Dezember vertagen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 12  Jakob Loizenbauer  

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 

- einstimmig beschlossen 

- mehrheitlich beschlossen 
- abgelehnt 

 
 

7. Maschinenring Granitland GmbH - Vertrag Winter-
dienst 

 
Ing. Johann Zauner erklärt sich für befangen. 
 

Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding beschloss am 15.12.2022 mit der Maschinen-
ring Granitland GmbH (MR) einen neuen Vertrag über den Winterdienst auf den Gemein-
destraßen.  
 
Im Einsatz für den MR sind ausschließlich Waldinger Landwirte, deren Bezahlung erfolgt nach 
geleisteten Einsatzstunden. Aufgrund der geringen Höhenlage von Walding und die dadurch 
weniger werdenden „Schneetage“ werden die Einsatzzeiten kontinuierlich weniger. Für die 
Landwirte wird die 5-monatige Bereitschaft von November – März und das ständige Bereithal-
ten des Geräts durch sich verringernde Einsatzzeiten immer unrentabler. 
 
Neu war die Vereinbarung einer Jahresgrundpauschale (JGP) von zu verrechnenden Fixstun-
den, die an tatsächlich geleistete Einsatzzeiten angerechnet werden. 
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 15.12.2022 

 Std. JGP € / Std. € gesamt** 

Komplettgespann 
Salz/Splittstreuung 

80 125 10.500 

Komplettgespann* 
Splittstreuung 

50 125 6.750 

Komplettgespann 
Schneeräumung / Ersatzstreuung 

25 100 3.000 

Komplettgespann 
Schneeräumung 

15 125 2.375 

Komplettgespann 
Schneeräumung 

15 95 1.925 

Komplettgespann 
Schneeräumung 

15 95 1.925 

JGP netto    200 Std.  26.475 

20 % Ust   5.295 

JGP brutto   31.770 

 
* Wechsel Fahrer 
** incl. Bereitstellung € 500,00 
Nachtstunden: 22:00 – 5:00:  € 8,50 
Sonn- und Feiertagszuschlag:  € 8,50 
alle Gespanne sind mit Ketten ausgestattet 
 
Nach den Abrechnungen des Winterdienstes in den Jahren 2022/23, 2023/24 und 2024/25 
wurde auf Wunsch der Gemeinde Walding die neue Verrechnung einer JGP evaluiert: 

• Die Stunden der JGP werden von 200 auf 155 Mindeststunden reduziert (aufgrund von 

bereits berücksichtigten zukünftigen Wechsel von Fahrer und Neueinteilung von Ein-

satzgebieten unterschiedliche Zuordnung). 

• Nicht geleistete Stunden für Splittstreuung werden mit 50% des jeweiligen Stundensat-

zes bei der Schlussrechnung gegenverrechnet werden. 

 

 NEU 

 Std. JGP € / Std. € gesamt** 

Komplettgespann 
Salz/Splittstreuung 

70 140 10.300 

Komplettgespann* 
Splittstreuung / Schneeräumung 

40 140 6.100 

Komplettgespann 
Splittstreuung 

5 140 1.000 

Komplettgespann 
Schneeräumung 

25 115 3.175 

Komplettgespann 
Schneeräumung 

15 110 1.950 

JGP netto 
                155 

Std. 
 22.525 

20 % Ust   4.505 

JGP brutto   27.030 

 
* Wechsel Fahrer 
** incl. Bereitstellung € 500,00 
Nachtstunden: 22:00 – 5:00:  € 10,00 
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Sonn- und Feiertagszuschlag:  € 10,00 
alle Gespanne sind mit Ketten ausgestattet 
 
 
 

Vereinbarung 
 
abgeschlossen zwischen 
 
der Marktgemeinde Walding, Hauptstraße 19, 4111 Walding, im Folgenden kurz Gemeinde 
genannt, 
 
einerseits und 
 
Maschinenring OÖ Service eGen, Auf der Gugl 3, 4021 Linz, im Folgenden kurz Maschinen-
ring genannt, 
 
andererseits wie folgt: 
 

I. Vertragsgegenstand 
 

Der Gemeinde obliegt gemäß § 17 O.Ö. Straßengesetz, LGBl. 84/1991 idgF., der Winterdienst 
(Aufstellen von Schneezeichen und Schneezäunen, Schneeräumung und Streuung) auf den 
in ihrem Gemeindegebiet befindlichen öffentlichen Straßen mit Ausnahme der Bundesstraßen. 
Mit dieser Vereinbarung überträgt die Gemeinde an den Maschinenring und diese übernimmt 
den Winterdienst hinsichtlich der Schneeräumung und Streuung auf den im Anhang zu dieser 
Vereinbarung näher bezeichneten Straßen, entsprechend dem Streu- und Räumplan. 
Im Rahmen der Durchführung der Schneeräumung und Streuung gelten folgende Regelungen: 
 
(1) Der Maschinenring verpflichtet sich, den Winterdienst eigenverantwortlich und unaufgefor-

dert so durchzuführen, dass stets eine ordnungsgemäße Schneeräumung und Streuung 
der im Anhang bezeichneten Straßen gewährleistet ist. Abweichend vom Anhang ist die 
Gemeinde berechtigt, bei Notwendigkeit im Einzelfalle anders lautende Anweisungen zu 
geben. Derartige Anordnungen sind schriftlich festzuhalten. Für die Beurteilung der Not-
wendigkeit der Durchführung der Tätigkeiten durch den Maschinenring ist die Sorgfalt ei-
nes ordnungsgemäßen Durchschnittsmenschen maßgebend. Bei der Auswahl der vom 
Maschinenring für die Schneeräumung und Streuung einzusetzenden Personen wird auf 
die Wünsche der Gemeinde so weit als möglich Rücksicht genommen. Wenn die winterli-
chen Einflüsse (Vereisungsgefahr und dgl.) an einzelnen Fahrbahnstellen auf den Straßen 
den Verkehr mit Fahrzeugen im besonderen Maß gefährden, sind diese Stellen überdies 
mit geeignetem (Streusplitt oder Streusalz), im Einsatzplan festgelegtem und eingezeich-
netem Streumaterial zu bestreuen. 

 
 Die von Maschinenring Oberösterreich Service eGen. übernommenen Tätigkeiten bezie-
hen sich auf die Zeit zwischen 6:00 und 22:00 Uhr an folgenden Wochentagen: Montag – 
Sonntag entsprechend dem Anforderungsniveau der Unterlagen „Schneeräumung und 
Streuung“ des Bundesministeriums für Verkehr Information und Technologie laut RVS 
12.04.12 (Winterdienstkategorie P3) lt. Anhänge. 
 
Das Streugut wird von der Gemeinde rechtzeitig zur Verfügung gestellt. 
 

(2) Beginn und Intensität der Schneeräumungs- und/oder Streumaßnahmen richten sich 
grundsätzlich nach einem, unter Berücksichtigung der Verkehrsbedürfnisse auf den jewei-
ligen Straßen, im Einvernehmen mit der Gemeinde jährlich zu erstellenden Einsatzplan. 
Die Schneeräumung hat an den Hauptverkehrsstrecken zu beginnen und erst in weiterer 
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Folge öffentliche Nebenstrecken zu erfassen. Bei der Streuung ist exponierten Stellen 
(Steigungen, Bergkuppen, Walddurchfahrten, Brücken, udgl.) besonderes Augenmerk zu 
widmen. Auf außergewöhnliche Vorfälle und/oder Naturereignisse weist die Gemeinde be-
sonders hin. Gleiches gilt für sonstige winterliche Umstände, die der Gemeinde von Dritten 
zur Kenntnis gebracht wurden. In solchen Fällen obliegt es der Gemeinde, Prioritäten zu 
setzen.  

 
(3) Kann aufgrund von vorhandenen Schneemengen oder sonstigen Elementarereignissen 

(z.B. Eisregen o.ä.) der Winterdienst nicht im erforderlichen Maß durchgeführt oder auf-
rechterhalten werden, so hat der Unternehmer unverzüglich die Gemeinde hievon zu un-
terrichten und nach deren Anweisungen den Winterdienst fortzuführen. 

 
(4) Jeder in der Vereinbarung angeführte Anhang wird von den Parteien ausdrücklich zum 

Vertragsinhalt erklärt. 
 
(5) Vor erstmaliger Durchführung der oben angeführten Arbeiten in der jeweiligen Saison gibt 

die Gemeinde der vom Maschinenring unter möglichster Berücksichtigung der personellen 
Wünsche der Gemeinde namhaft gemachten Person bzw. Personen vor Ort alle Hinweise 
auf Gehsteigkanten, Schächte, Bodenschwellen, den Abstand der Schneestangen zum 
Straßenrand und dergleichen. Diese Unterweisungen sind in einem Begehungsprotokoll 
schriftlich festzuhalten und sowohl von der Gemeinde als auch von der/den mit der Durch-
führung des Winterdienstes betrauten Person/en zu unterzeichnen. 

 
II. Entgelt 
 
Der Maschinenring gewährleistet die Streu- und Räumverpflichtung durch den Einsatz von 
gesamt fünf Komplettgespannen für: 

- 1 Gespann für Salz-/Splittstreuung 
- 1 Gespann für Splittstreuung 
- 1 Komplettgespann für Schneeräumung und Streuung 
- 2 Komplettgespanne für Schneeräumung 

 
Als Jahresgrundpauschale wird ein Betrag in Höhe von € 22.525,00 für Bereitschaft und die 
Übernahme der Haftung gemäß Punkt III. dieses Vertrages vereinbart. Die Jahresgrundpau-
schale wird zur Gänze für tatsächlich geleistete Regiestunden lt. Aufstellung vom Mail vom 
02.09.2025 gegenverrechnet werden. Die Pauschale gilt für die laufende Saison von 01.11. 
bis 31.03. des nächsten Jahres. 
 
Nicht geleistete Stunden der nur für die Streuung vorgesehenen Gespanne werden mit 50% 
des jeweiligen Stundensatzes bei der Schlussrechnung gegenverrechnet werden. 
 
Für Schneeräumungen und Streuungen an Sonn- und Feiertagen sowie Nachtstunden von 
20.00 Uhr bis 05.00 Uhr wird ein Pauschalzuschlag in Höhe von € 10,00 verrechnet.  
 
Zum Zwecke der Aufzeichnung der durchgeführten Arbeiten bzw. aufgewendeten Zeiten wird 
ein Auftragsbuch (Lieferscheine) geführt. Dieses wird dem Auftraggeber ehestmöglich zur Be-
stätigung vorgelegt. 
 
Es ist jeweils auf viertel Stunden aufzurunden. 
 
Die angegebenen Preise verstehen sich exkl. Umsatzsteuer.  
 
Der Maschinenring rechnet die Leistung je Finanzjahr ab: 

- November – Dezember: Rechnungslegung bis 31.12. des Jahres 
- Jänner – März:  Rechnungslegung bis Ende April des Jahres 
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Zahlung 14 Tage netto 
 
Die Jahresgrundpauschale ist wertgesichert und wird jährlich angepasst. Zur Berechnung der 
Wertsicherung dient der von der Statistik Österreich GmbH verlautbarte Verbraucherpreisin-
dex 2020 oder ein an seine Stelle tretender Index. Ausgangsbasis für die Berechnung der 
Wertsicherung ist die jährliche für den Monat Mai verlautbarte Indexzahl. Die erste Wertan-
passung erfolgt im Jahr 2027 für die Wintersaison 2027/2028. Die Gemeinde ist zur Bezahlung 
eines aufgrund der Wertsicherung geänderten Mietzinses jeweils ab November eines Jahres 
verpflichtet. 
 
III. Haftung des Maschinenrings 
 
Der Maschinenring haftet für die ordnungsgemäße Durchführung der in Punkt I. dieses Ver-
trages übernommenen Tätigkeiten im Rahmen der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
in grundsätzlich analoger Anwendung des Haftungsumfanges gem. § 1319a ABGB. Ausge-
nommen von der vorangegangenen Einschränkung der Haftung des Maschinenrings auf den 
Umfang gem. § 1319a ABGB für die ordnungsgemäße Durchführung der in Punkt I. übernom-
menen Tätigkeiten sind jene Fälle, wo die Gemeinde vertraglich Winterdienstpflichten (z.B. 
anlässlich eines Grundankaufes udgl.) übernommen und der Maschinenring ausdrücklich auf 
das Bestehen eines derartigen Vertrages hingewiesen hat. Keinesfalls haftet der Maschinen-
ring weitergehender als die Gemeinde selbst. 
 
Die Vertragsteile halten fest, dass durch diese Vereinbarung die Gemeinde weiterhin Wege-
halter im Sinne des § 1319a ABGB bleibt und abgesehen von den nach Punkt I. übernomme-
nen Tätigkeiten durch diese Vereinbarung keine weitere Übertragung der Wegehalterpflichten 
und Pflichten aus der StVO auf den Maschinenring stattfindet. Es bleibt daher insbesondere 
Aufgabe der Gemeinde, nach Bedarf und im Einzelfall zusätzliche Anordnungen zu treffen, die 
Aufstellung von Warnzeichen bei besonderer Gefährlichkeit zu veranlassen, eine Kontrolle des 
Straßenzustandes vorzunehmen udgl. Der Maschinenring ist jedoch verpflichtet, ihr bekannt 
gewordene Mängel des Straßenzustandes (Frostaufbrüche, Kanaldeckelbeschädigungen 
udgl.) unverzüglich der Gemeinde zu melden. 
 
IV. Vertragsdauer 
 
Die gegenständliche Vereinbarung beginnt rückwirkend ab 01.11.2025 und gilt in der Zeit von 
1. November bis 31. März. Vor dem 1. November bzw. nach dem 31. März kann die Gemeinde 
im Bedarfsfall auf Anordnung die bereits für den Winterdienst bereitstehenden Dienste des 
Maschinenrings in Anspruch nehmen, wobei diesfalls die Grundsätze der gegenständlichen 
Vereinbarung gelten. 
 
Beide Vertragsparteien verzichten auf das Kündigungsrecht bis 31.03.2027, danach kann die 
Aufkündigung dieser Vereinbarung von beiden Vertragsparteien schriftlich unter Einhaltung 
einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erfolgen. 
 
Ungeachtet dieses Kündigungsverzichtes bleibt es beiden Vertragsteilen vorbehalten, außer-
ordentliche Kündigungsgründe geltend zu machen. Insbesondere kann die Gemeinde jeder-
zeit den Vertrag aufkündigen, wenn der Maschinenring wiederholt und trotz schriftlicher Mah-
nung durch die Gemeinde den Winterdienst nicht entsprechend den Bestimmungen dieser 
Vereinbarung durchführt.  
 
Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
 
V. Schlussbestimmungen 
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Diese Vereinbarung wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wobei jeder Vertragspartner ein 
Exemplar erhält. 
 
Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, mündliche Nebenab-
reden bestehen nicht. 
 
 
Walding, am 13.11.2025 
 
 
Marktgemeinde Walding 
Bürgermeister Ing. Johann Plakolm MA 
 
Die vorliegende Vereinbarung wurde vom Gemeinderat der Marktgemeinde Walding in der 
Sitzung am 13.11.2025 beschlossen.  
 
 
 
Linz, am........................... 
 
 
Maschinenring OÖ Service eGen 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Vereinbarung mit der Maschinenring Gra-
nitland GmbH über die Leistung des Winterdienstes beschließen. 
 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Wenn es Änderungen gegeben hat, dann stimmt der 
Amstvortrag nicht mehr. Du musst die Änderungen dezidiert sagen. Der Vertrag wird heute 
beschlossen. Bei Änderungen müssen wir den Vertrag umschreiben. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die erste Änderung ist schon im Vertrag: „.Die erste Wertanpas-
sung erfolgt im Jahr 2027 für die Wintersaison 2027/2028.“  
 
Die zweite Änderung betrifft das Wort „nur“ bei Entgelt: 
Nicht geleistete Stunden der nur für die Streuung vorgesehenen Gespanne werden mit 50% 
des jeweiligen Stundensatzes bei der Schlussrechnung gegenverrechnet werden. 
Das Wort „nur“ kommt weg. Die 50 % gelten auch für das kombinierte Gerät. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 12   Johann Zauner 

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 
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8. Pachtvertrag für das gemeindeeigene Grundstück 991, 
EZ 1224, KG Lindham 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
TOP 8 wurde vor der Sitzung abgesetzt. 
 
 

9. Wimmerstraße - Auflassung des Gemeingebrauchs ei-
ner Teilfläche des öffentliches Guts gemäß § 11 Abs 3 
Oö. Straßengesetz 1991 

 

Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder 
 
Der Bau einer privaten Stützmauer in der Wimmerstraße erfolgte fälschlicherweise auf dem 
öffentlichen Gut der Gemeindestraße, Gst. 13/5, EZ 911, KG Walding. Laut Vermessungsplan 
vom 16.06.2025, GZ 16584/2024, handelt es sich um eine Teilfläche im Ausmaß von 8 m². 
 
Auszug aus der Anlage Vermessungsurkunde vom 16.06.2025, GZ 16584/2024, Skizze Feld-
aufnahme 
 

 
 

 
Der Bauantragsteller und das bauausführende Unternehmen stellten an die Gemeinde Wal-
ding gemeinsam den Antrag, diese Teilfläche des öffentlichen Guts zu kaufen. Vor einem Ver-
kauf ist der Gemeingebrauch des öffentlichen Guts, der Teilfläche 1 des Gst. 13/5, im Ausmaß 
von 8 m², gemäß §11 Abs 3 Oö. Straßengesetz 1991 aufzulassen. Ein Hindernisgrund ist von 
der Gemeindestraßenverwaltung nicht festgestellt worden. Neben der errichteten Garten-
mauer verläuft ein Entwässerungsraben dieser stellt eine Trennung dar zwischen der Ver-
kehrsfläche Wimmerstraße und dem Lagefehler der Gartenmauer. 
 
Die Gemeindestraßenverwaltung hat die Abschreibung der Teilfläche 1 als geringfügig einge-
stuft.  
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Aufgrund dieser Geringfügigkeit entfällt die Kundmachung mit Planauflage gem. § 11 Abs. 6 
und somit die Möglichkeit zur Einbringung und Anregungen im Sinne § 11 Abs. 7 Oö. Straßen-
gesetz. In der Sitzung vorgebrachte Stellungnahmen müssen direkt in der Gemeinderatssit-
zung behandelt werden. 
 
Zur Veranlassung der grundbücherlichen Durchführung des entsprechenden Teilungsplanes 
nach den Sonderbestimmungen gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetzes ist die Vermes-
sungsurkunde vom 16.06.2025, GZ 16584/2024, der Ingenieurkonsulenten für Vermessungs-
wesen, DI Walter Öhlinger, DI Andreas Brandtner, Linzer Straße 5/2, 4150 Rohrbach-Berg, 
vom Gemeinderat zu beschließen. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge wie folgt beschließen: 
a) Auflassung des Gemeingebrauchs der Teilfläche 1 laut Vermes-

sungsurkunde des öffentliches Guts Wimmerstraße im Ausmaß 
von 8 m² 

b) Vermessungsurkunde der Zivilgeometer DI Walter Öhlinger und 
DI Andreas Brandtner vom 16.06.2025, GZ 16584/2024 

 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

10. Wimmerstraße - Kaufvertrag über Teilfläche des öf-
fentlichen Guts 

 
Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder 
 
Der Bau einer privaten Stützmauer in der Wimmerstraße erfolgte fälschlicherweise auf dem 
öffentlichen Gut der Gemeindestraße, Gst. 13/5, EZ 911, KG Walding. Laut Vermessungsplan 
vom 16.06.2025, GZ 16584/2024, handelt es sich um eine Teilfläche im Ausmaß von 8 m². 
 
Der Bauantragsteller und das bauausführende Unternehmen stellten an die Gemeinde Wal-
ding gemeinsam den Antrag, diese Teilfläche des öffentlichen Guts zu kaufen. Dazu wurde 
vom Gemeinderat der Marktgemeinde Walding der Gemeingebrauch des öffentlichen Guts, 
der Teilfläche 1 des Gst. 13/5, im Ausmaß von 8 m², gemäß §11 Abs 3 Oö. Straßengesetz 
1991 aufgelassen.  
 
Die Rechtsanwaltskanzlei Klepp-Nöbauer-Hintringer erstellte den entsprechenden Kaufver-
trag, die Gemeinde Walding veräußert die genannten 8 m² zum Pauschalpreis von € 4.000,00 
an die beiden Vertragspartner Bauantragsteller und bauausführendes Unternehmen. Der Pau-
schalpreis deckt die Grundkosten sowie die der Gemeinde Walding durch das Verfahren ent-
standenen Gemeinkosten. 
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Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding möge den angeschlos-
senen Kaufvertrag für den Verkauf der Teilfläche 1 im Ausmaß von 8 
m² von Gst. 13/5 KG Walding des öffentlichen Gut Gemeindestraße 
Wimmerstraße beschließen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

11. Gehweg B131-Lindham - Grunderwerbsurkunden 
 
Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder 
 
Die Marktgemeinde Walding errichtet in Zusammenarbeit mit dem Land OÖ, Straßenmeisterei 
St. Martin, einen Gehweg entlang der Lindhamer Straße von der Ortschaft Lindham bis zur 
Landesstraße B131 Aschacher Straße. Die Organisation des Projekts trägt das Land OÖ. 
 
Am 05.08.2025 fand unter Beteiligung der drei betroffenen Grundeigentümer die Grundver-
handlung zum Abschluss von Kaufvereinbarungen über den Erwerb von benötigten Grundflä-
chen statt. Nach Besichtigung der Grundflächen in der Natur sowie nach Erörterung der Sach- 
und Rechtslage und des Bauvorhabens schloss der Bürgermeister mit den betroffenen Grund-
eigentümern nachstehende Musterkaufvereinbarung ab. 
 
Die Grundeinlöseurkunden – bestehend aus Niederschrift vom 05.08.2025 und individueller 
Kaufvereinbarung zwischen Marktgemeinde Walding und den drei Grundeigentümern – sind 
dem Amtsvortrag angeschlossen. 
 
 

Kaufvereinbarung 
 
abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Walding, und den betroffenen Grundeigentü-
mern, wie folgt: 
 

I. 
 
Die Marktgemeinde Walding kauft und übernimmt und die nachstehend unter Punkt VIII. dieser 
Kaufvereinbarungen angeführten Grundeigentümer verkaufen und übergeben die unter Punkt 
VIII. dieser Kaufvereinbarungen genau bezeichneten Grundstücke bzw. Grundstücksteile zu 
den jeweils im Punkt VIII. vereinbarten Kaufpreisen. 
 

II. 
 
Es wird festgestellt, dass es sich bei den kaufgegenständlichen Flächen um runde Flächen-
ausmaße handelt. Das endgültige Ausmaß wird durch Endvermessung nach Fertigstellung der 
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Bauarbeiten ermittelt. Es können sich daher mit der Endvermessung geringfügige Mehr- oder 
Minderabtretungen an Grundflächen ergeben. Im Falle einer Mehrbeanspruchung wird für die 
zusätzliche Fläche ebenfalls der unter Punkt VIII. vereinbarte Kaufpreis inkl. allfälliger Nebe-
nentschädigungen bezahlt. Für den Fall einer Minderbeanspruchung verpflichten sich die be-
troffenen Grundeigentümer, den für die nicht benötigte Grundfläche bereits erhaltenen Kauf-
preis bzw. Kaufpreisanteil inkl. allfälliger Nebenentschädigungen zurückzuzahlen. Bei Ge-
samteinlöse eines Grundstückes wird ebenfalls das Endvermessungsergebnis für die Endab-
rechnung herangezogen. 
 

III. 
 
Die Verkäufer verpflichten sich daher nach Festlegung der beanspruchten Flächenausmaße 
auch mehrmals eine für die Herstellung der Grundbuchsordnung allenfalls erforderliche Auf-
sandungsurkunde ohne Verzug zu unterfertigen. 
 

IV. 
 
Der im Punkt VII 1. vereinbarte Kaufpreis wird in nachstehender Weise bezahlt: 
a) 80 % des Kaufpreises und der m2-abhängigen Nebenentschädigungen sowie 100 % der 

pauschalen Nebenentschädigungen werden binnen 8 Wochen nach allseitiger Vertrags-
unterfertigung ausbezahlt; 

b) die restlichen 20 % des Kaufpreises und der m2-abhängigen Nebenentschädigungen wer-
den nach Vorliegen des Endvermessungsergebnisses ausbezahlt. 

 
In sämtlichen in dieser Kaufvereinbarung angeführten Kaufpreisen bzw. Entschädigungsbe-
trägen ist eine gegebenenfalls zu entrichtende Umsatz- oder Mehrwertsteuer bereits enthalten. 
 

V. 
 
Die Übergabe der Grundflächen in den tatsächlichen Besitz und Genuss der Marktgemeinde 
Walding, erfolgt lastenfrei mit dem Tag der allseitigen Unterfertigung dieser Kaufvereinbarun-
gen. Ab diesem Tag kann mit den Bauarbeiten sofort begonnen werden, weiter gehen ab die-
sem Tag Steuern, Abgaben, Zufall und Gefahr der betroffenen Grundflächen auf die Marktge-
meinde Walding über. Weiters verpflichten sich die Grundeigentümer für sich und ihre Rechts-
nachfolger, die mit dieser Vereinbarung verkauften Grundflächen nicht doppelt, in welcher 
Form auch immer, zu veräußern bzw. zu übergeben sowie die erforderlichen Unterlagen hin-
sichtlich der Lastenfreiheit über Aufforderung beizustellen und die Marktgemeinde Walding, 
diesbezüglich schad- und klaglos zu halten. 
 
Hinweis gemäß § 3 Abs. 1 Konsumentenschutzgesetz (Rücktrittsrecht): 
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom Unternehmer für seine geschäftlichen 
Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe oder einem 
Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktre-
ten. Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach binnen 14 Tagen erklärt 
werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und 
die Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrags notwendigen Angaben sowie eine 
Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangsweise für die Ausübung des 
Rücktrittsrechts enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Ver-
trags, (...). Ist die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht dem Verbraucher das Rück-
trittsrecht für eine Frist von zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss(...) zu; wenn der Unter-
nehmer die Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet 
die verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhält. 
(...). Nach § 3 Abs. 4 Konsumentenschutzgesetz ist die Erklärung des Rücktritts an keine bestimmte 
Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abge-
sendet wird. 
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Die Vermarkung, Vermessung und grundbücherliche Durchführung und die daraus erwach-
senden Kosten übernimmt die Marktgemeinde Walding. 
 
Die Marktgemeinde Walding bestätigt den unter Punkt VIII. dieser Vereinbarung angeführten 
Grundeigentümern, dass die vertragsgegenständlichen Grundstücke ausschließlich zur Er-
richtung und der Erhaltung des gegenständlichen Bauvorhabens mit allen damit verbundenen 
Nebenanlagen herangezogen werden. 
Die Marktgemeinde Walding erklärt, dass es in Ermangelung von gütlichen Einigungen mit den 
Grundeigentümern die Einleitung des Behördenverfahrens für den erforderlichen Grunderwerb 
nach dem Oö. Straßengesetz 1991 beantragen würde. 
 
Die Grundeigentümer bestätigen, über die steuerlichen Folgen dieses Veräußerungsvorgan-
ges, insbesondere die lmmobilienertragsteuer betreffend, informiert zu sein und den Veräuße-
rungs-vorgang in der eigenen Steuererklärung gegenüber dem Finanzamt zu deklarieren, so-
wie für eine ordnungsgemäße Steuerabfuhr Sorge zu tragen, sofern nicht eine Selbstberech-
nung der Immobilienertragssteuer gemäß § 30 c EStG durch einen Parteienvertreter erfolgt. 
Der / Die Käufer / in ist diesbezüglich vollkommen schad- und klaglos zu halten. 
 
Die Grunderwerbsteuer für die Veräußerung von bisherigen Straßenflächen wird von der 
Marktgemeinde Walding nicht übernommen. 
 

VI. 
 
Mit dem Bauvorhaben und den damit verbundenen technischen Maßnahmen erklären sich die 
betroffenen Grundeigentümer gemäß § 31 Abs. 5 Oö. Straßengesetz 1991 in der geltenden 
Fassung einverstanden. 
 

VII. 
 
Die Verkäufer erklären, mit der Bezahlung des Gesamtkaufpreises nach Endvermessung ein 
für alle Mal aus dem Titel dieser Kaufvereinbarungen abgegolten zu sein. Das Original dieses 
Vertrages ist für die Marktgemeinde Walding bestimmt. Die Verkäufer erhalten je eine Ab-
schrift. 
  

VIII. 
 
XXX, vertreten durch XXX, ist Alleineigentümer / sind Gemeineigentümer der Liegenschaft EZ 
XXX, KG 45XXX Lindham. 
 
In Anerkennung der vorstehenden Vertragsbestimmungen verkaufe(n) und übergebe(n) ich / 
wir und die Marktgemeinde Walding kauft und übernimmt, vorbehaltlich der Zustimmung durch 
den Gemeinderat, 
 
aus Grst. XXX eine Fläche von XXX m² zum Kaufpreis von XXX Euro/m², zuzüglich XXX 
Euro/m² Wiederbeschaffungskosten. 
 
Im Zuge der Baumaßnahme muss eine Fläche im Ausmaß von XXX m² vorübergehend in 
Anspruch genommen werden. Hierfür wird eine einmalige Entschädigung in der Höhe von 
Euro XXX vereinbart. 
 
Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die Auszahlung direkt durch die Markt-
gemeinde Walding erfolgt. 
 
Ich bin / Wir sind damit einverstanden, dass der Kaufpreis entgegen Vertragspunkt IV. erst bei 
Vorliegen des Endvermessungsergebnisses ausbezahlt wird. 
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Die Überweisung der Entschädigung ist erbeten auf das Konto bei der XXX, IBAN: XXX, lau-
tend auf XXX 
 
Anm.: Darüber hinaus zwei individuelle Festlegungen betreffend Wiederherstellung von 
Grundstückszufahrten (siehe angeschlossene Vereinbarungen im Original). 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die angeschlossenen Kaufvereinbarungen 
mit den drei Grundeigentümern beschließen.  
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

11.1. Dringlichkeitsantrag Gehweg B131-Lindham - Grund-
abtretung der Marktgemeinde Walding 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
Die Marktgemeinde Walding errichtet in Zusammenarbeit mit dem Land OÖ, Straßenmeisterei 
St. Martin, einen Gehweg entlang der Lindhamer Straße von der Ortschaft Lindham bis zur 
Landesstraße B131 Aschacher Straße. Die Organisation des Projekts trägt das Land OÖ. 
 
Am 05.08.2025 fand unter Beteiligung der drei betroffenen Grundeigentümer die Grundver-
handlung zum Abschluss von Kaufvereinbarungen über den Erwerb von benötigten Grundflä-
chen statt. Nach Besichtigung der Grundflächen in der Natur sowie nach Erörterung der Sach- 
und Rechtslage und des Bauvorhabens schloss der Bürgermeister mit den betroffenen Grund-
eigentümern Kaufvereinbarungen, die in der heutigen Sitzung beschlossen wurden, ab. 
 
Das Grundstück 1792/2 KG Lindham (ASZ) steht im Eigentum der Marktgemeinde Walding. 
Aus diesem Grundstück werden 9 m² für die Errichtung des Gehweges benötigt, diese Teilflä-
che wird im Zuge des Teilungsplans unentgeltlich in das öffentliche Gut der Marktgemeinde 
Walding übertragen werden. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die unentgeltliche Abtretung einer Teilfläche 
von 9 m² aus dem Grundstück 1792/2 KG Lindham in das öffentliche 
Gut beschließen. 
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Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

12. Erosionsschutzmaßnahmen - Verträge 2026 bis 2030 
 
Ing. Johann Zauner erklärt sich für befangen. 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
Im Jahr 2015 und 2020 wurden zum Schutz der öffentlichen Straßen in Walding mit Landwirten 
Verträge über die Entschädigung für Erosionsschutzstreifen bei landwirtschaftlichen Flächen 
erstellt und abgeschlossen, welche mit Ende des Jahre 2025 auslaufen. 
 
Nachdem sich diese Maßnahme bewährt hat, sollen mit insgesamt 12 Landwirten neue Ver-
träge mit gleichbleibenden bzw. leicht veränderten und zusätzliche Flächen und der Laufzeit 
vom 01.01.2026 bis zum 31.12.2030 abgeschlossen werden. 
 
Die bisherige Entschädigung iHv. 0,13 €/m² wurde für die neue Vertragslaufzeit 2026-2030 
wertgesichert auf 0,17 €/m² erhöht. 
 
2021 bis 2025 betrug die Gesamtfläche 52.257 m², die jährliche Entschädigung jeweils 
6.786,91 Euro. Die Gesamtfläche aller neuen Verträge erhöht sich um 3.112 m² auf 55.369 m² 
mit daraus resultierenden jährlichen Kosten iHv. 9.412,73 Euro. 
 
Die persönlichen Daten der Grundstücksbesitzer sowie die Grundstücksdaten mit Flächen und 
Entschädigungsbeträgen können der angeschlossen Liste entnommen werden. Die einzelnen 
Verträge sollen mit den angeführten Daten auf Basis des nachfolgenden Mustervertrages ab-
geschlossen werden. 
 
MUSTERVERTRAG 
 
Erosionsschutzmaßnahmen der Marktgemeinde 4111 Walding 
VEREINBARUNG ÜBER EROSIONSSCHUTZMMASSNAHMEN 
 
abgeschlossen am heutigen Tag und Ort zwischen der  
Marktgemeinde Walding, Hauptstraße 19, 4111 Walding 
 
einerseits und 
 
Herrn/Frau XXX, wohnhaft in XXX als Bewirtschafter des landwirtschaftlichen Betriebs mit der 
Betriebsnummer XXXXX andererseits. 
 
Präambel 
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Ziel dieser Vereinbarung sind Maßnahmen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft zum 
Schutze des Bodens vor flächenhafter Erosion durch Anlage von Grünstreifen in bevorzugten 
Abflussschneisen, jedoch nicht um den natürlichen Abfluss zu verändern bzw. zu verhindern. 
 
I. 
Gegenstand dieser Vereinbarung ist die dauernde Begrünung (z.B. als Blühfläche, Wechsel-
wiese, Kleegras etc.) von Ackerflächen und deren Pflege, wobei eine Erneuerung des Be-
wuchses während der Vereinbarungsdauer umbruchlos (ohne ganzflächige Bodenbearbei-
tung) oder mit Umbruch und unverzüglicher Neuanlage gestattet ist.  
 
II. Flächen und Entgelt 
Der landwirtschaftliche Betrieb bringt nachstehende Flächen in die Vereinbarung ein und erhält 
im Gegenzug für die erschwerte Bewirtschaftung mit landwirtschaftlichen Geräten, der unför-
migen Sicherungsfläche in Hanglage ein Entgelt. Das Entgelt ergibt sich aus der Empfehlung 
der Landwirtschaftskammer OÖ und dem Indexgesteigerten berechneten Entschädigungs-
satz. 
 

Feldstück 
Parz.Nr. 

Nutzung/Kultur 
(ankreuzen) 

Anmerkung Fläche 
m² 

Entgelt in € 
(€ 0,17/m²) 

 
 
 
 

      Brache (NPA-Flächen) 
      Biodiversitätsfläche 
(DIV) 
      Kleegras, Feldfutter, 
Wechselwiese 
      Sonstiges 

  
 
.........m² 
 
 

 
 
Euro .............. 
 
 

 
 
 
 

      Brache (NPA-Flächen) 
      Biodiversitätsfläche 
(DIV) 
      Kleegras, Feldfutter, 
Wechselwiese 
      Sonstiges 

  
 
.........m² 
 
 

 
 
Euro .............. 
 
 

    
Summe: 

 
 
 
 

 
Dieses Entgelt ist jeweils zum 31.07. fällig und wird auf das Konto IBAN: XXX bei XXX über-
wiesen. 
 
III. Vertragsdauer 
 
Diese Vereinbarung beginnt mit 01.01.2026 und wird bis zum 31.12.2030 abgeschlossen. 
Beide Vertragspartner sind berechtigt, die Vereinbarung unter Einhaltung einer einjährigen 
Kündigungsfrist schriftlich zum Ende des Jahres aufzukündigen. 
 
IV. Sonstiges 
 
Diese Vereinbarung geht beiderseits auf Rechtsnachfolger (den jeweiligen Bewirtschafter der 
Flächen) über. 
 
Die vorangeführten Flächen sind bis einschließlich 31.12.2030 wie vereinbart zu bewirtschaf-
ten. 
 
Änderungen in der Nutzung bzw. eine Verringerung der Fläche bewirken eine Einstellung bzw. 
eine Verringerung der Entgeltzahlung, ab dem Jahr, in dem die Änderung eintritt. 
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Bei einer wesentlichen Änderung der Fördervoraussetzungen im Bereich des Österreichischen 
Umweltprogrammes (ÖPUL) ist ein vorzeitiger Ausstieg aus dieser Vereinbarung möglich. 
 
Ausdrücklich festgehalten wird, dass der Landwirt keine Haftung für allfällige Schäden des 
Vertragspartners oder Nachteile Dritter, die in Zusammenhang mit dieser Vereinbarung ste-
hen, übernimmt. Insbesondere begründet diese Vereinbarung keine Schutzwirkungen zuguns-
ten Dritter. 
 
Walding, am                                                                           Walding, am  
 
                                                                                 
…………………………….                                                             ………………………………………. 
            Landwirt                                                                             BGM Ing. Johann Plakolm 
MA 
 
Diese Vereinbarung wurde in der Gemeinderatssitzung vom 13.11.2025 genehmigt. 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Verträge für Erosionsschutzmaßnahmen 
mit den einzelnen Landwirten beschließen.  
 
Mag. Stefan Zauner: Wir schlagen eine Ergänzung vor: „ Erosionsschutzstreifen sollen von 
der Gemeinde einmal jährlich kontrolliert und mit Fotos protokolliert werden“. Ergänzung 
könnte man im Vertrag unter Punkt 4 einfügen oder als Zusatzantrag. 
DI Gerhard Engleder: Steht der Aufwand dafür? Wer soll die Kontrolle durchführen, die Ge-
meinde? Man kann das auch so machen. 
Mag. Stefan Zauner: Ich glaube, es geht hier um einen Betrag von ca. 10.000 Euro. Wir haben 
schon bei wesentlich geringeren Beträgen z.B. Schulstartbeihilfe, wo es um Kinder geht, die 
Einkommensgrenze gezogen; Einkommensnachweise mussten erbracht werden. Ich finde, 
wenn der Betrag größer ist, dann sollte man das genauso ernst kontrollieren. 
Ing. Mag. Richard Gresak: Ich halte das auch für eine sehr sinnvolle Ergänzung. Der Aufwand 
wegen der Protokollierung ist überschaubar, denke ich.  
Ing. Christan Engleder: Kontrolle ja. Für mich hat das den Beigeschmack, dass da Betrug im 
Raum steht. 
Mag. Stefan Zauner: Nein, so ist das nicht gemeint und habe ich auch nicht gesagt. 
Ing. Christian Engleder: Gerhard hat das auch schon gesagt, Kontrolle wäre ein zusätzlicher 
Aufwand für die Gemeinde. Von mir aus schreibt man „Stichprobenartige Kontrollen“. Dann 
macht das die Gemeinde einmal. 
Mag. Stefan Zauner: Das Wort Betrug ist strafrechtlich relevant. Bitte auf die Wortwahl auf-
passen. Betrug ist strafbar. Ich habe mit keinem Wort unterstellt, dass bei diesen Erosions-
schutzstreifen Betrug im Spiel ist. Aber ich finde, wenn im Jahr 10.000 Euro von öffentlichen 
Geldern ausgegeben werden, dann darf das auch stichprobenartig oder jährlich regelmäßig 
kontrolliert werden.  
Bgm. Ing Johann Plakolm: Die Frage ist nicht, ob wir das kontrollieren dürfen, die Frage ist, 
wie wir das Administrieren. 
Jakob Loizenbauer: Wenn ich die 10.000 Euro durch die Bauern dividiere, bleiben vielleicht 
ein paar 100 Euro pro Bauer über. Das Geld bekommt ja auch nicht ein Bauer, sondern 12 
Bauern. Ich finde auch, es ist nicht zielführend, wenn man da Kontrollen einführt. Natürlich, 
wenn ich für eine Leistung bezahle, will auch etwas dafür haben. Ich würde die Kontrollen nicht 
verpflichtend machen. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Stefan, es kommt dieser Satz hinein: „Die Flächen werden jähr-
lich durch die Gemeinde kontrolliert.“ 
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Mag. Stefan Zauner: Bei der Schulstarthilfe ging es um 2.600 Euro. Die Beihilfe haben 26 
Eltern beantragt.  
 
Diskussion 
 
Mag. Helmut Mitter: Die Diskussion ist müßig. Um was geht es, es geht um die Nachweis-
barkeit. Der Prüfungsausschuss schaut sich an, ob ein einzelner Landwirt, wir reden hier von 
einem 5-Jahres Vertrag, der z.B. 20.000 Euro in fünf Jahren mit diesen Erosionsschutzstreifen 
einen Nutzen an öffentlichen Geldern hat. Und wir reden jetzt einmal von tatsächlichen Sum-
men von 15.000 bzw. 20.000 Euro, die der Landwirt zweckmäßig erhalten hat. Ich kann mir 
aber wirklich nicht vorstellen, dass die Kontrolle ein so großer Aufwand sein könnte. Man 
könnte auch theoretisch vom Landwirt, der den Erosionsstreifen pflegt, ein Foto verlangen, 
auch das reicht. Die Nachweisbarkeit ist ja entscheidend. Ich kann ja nach fünf Jahren nicht 
sagen, ich habe zwar mehrere 10.000 Euro ausgeschüttet, aber nachweisen kann ich das nur 
weil die Gemeinde den Sanctus darauf gibt und sagt, wir haben das kontrolliert. Es gibt einen 
Prüfungsausschuss, es gibt Kontrollgremien, es gibt einen Nachweis über öffentliche Gelder, 
das war der Grund, indem man sagt einmal jährlich mit Foto. Wie dieser Nachweis passiert, 
kann man zweckmäßig handhaben. Es muss für den Prüfungsausschuss nachweisbar sein. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Natürlich gehören diese Dinge kontrolliert. Es muss auch alles 
digitalisiert sein. Die Frage ist, wie wir die Kontrolle administrieren. 
Ulrich Steininger B.A.: Ich gehe noch einen Schritt weiter, man kann heutzutage die Fläche 
im Kataster nachmessen. Ein Landwirt bewirtschaftet seine Landwirtschaft. Das wäre doch im 
eigenen Sinne des Landwirtes, dass, wenn er eine Hangfläche hat, die abgeschwemmt wer-
den könnte, diese Fläche zu schützen. Da geht es um die Wirtschaftlichkeit, weil ich nicht als 
Landwirt das anbauen kann, was ich gerne möchte. Den Schutz gelten wir als Gemeinde ab. 
Gleichzeitig sehe ich aber auch nicht ein, warum wir dafür zahlen müssen. Es muss doch im 
Interesse des Landwirtes sein, dass er seine eigene Fläche vor der Erosion schützt, damit z.B. 
der Humus auf dem Feld bleibt. Ich denke mir, das ist die Aufgabe eines Landwirtes, seine 
Erträge zu schützen. Ich möchte keinen Landwirt auf die Füße treten, aber warum müssen wir 
das bezahlen? 
Irmtraud Konczalla: Ich bin selbst nicht betroffen. Aber ich sehe schon ein, Landwirte, die 
Hanglagen haben, haben sowieso schon erschwerte Bedingungen. Da werden Häuser in den  
Hang gebaut, die dann Schaden erleiden, weil sie darunter liegen. Die sollen auch geschützt 
werden. Die Niederschläge werden auch mehr. Solche Starkregen, die wirklich abschwem-
men, hat es früher nicht gegeben. Es soll auch die Straße geschützt werden und der Landwirt 
soll das alles übernehmen, das sehe ich nicht ein.  
Mag. Alfred Fischer: Es ist ja nicht nur der Nachbar. Wo wir wohnen, rinnt es die Jörgmayr-
straße hinab und der Dreck verteilt sich in der ganzen Siedlung. Da sind 50 Parteien betroffen. 
Es ist dann alles voller Schlamm. Da muss man schon globaler auch eingreifen.  
Mag. Helmut Mitter: Grundsätzlich stehen wir zu der Förderung, die noch aus Zeit kommt, wo 
die SPÖ den Bürgermeister gestellt hat. Was du gesagt hast, ist ein entscheidender Faktor. 
Das ich als einzelner Grundbesitzer meine Nachbarn schütze, ist im Baurecht geregelt, aber 
dass ich in einer Fläche, die ich bewirtschafte, die über einen so großen Flächenraum geht, 
nicht jede Zugangsentwicklung so konzipieren kann, dass ich meinen Betrieb wirtschaftlich 
führen kann, das ist schon etwas, das man honorieren kann und sollte. Das ist genauso, wenn 
man sagen würde die Landschaftspflege ist sinnlos. Die Förderung muss in aller Interesse 
sein. Uns geht es um die Nachweisbar- und Prüfbarkeit, die darf auch nicht nur gegeben sein, 
wenn wir sagen, wir haben das alles kontrolliert. Der Vorschlag war einmal im Jahr mit Foto. 
Wir sind für diese Förderung.  
 
Diskussion 
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wie ich sehe, sind alle dafür, das kontrolliert wird. Die Frage ist 
die Administration der Kontrolle. 
Irmtraud Konczalla: Mein Vorschlag wäre alle zwei Jahre eine Kontrolle zu machen. 
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Mag. Stefan Zauner: Wir reden hier von 12 Flächen. 
 
Diskussion 
 
Mag. Stefan Zauner: Ich selbst habe Ökologie studiert. Ich machte ein Praktikum in Linz, bei 
dem ich mich um diese Erosionsschutzstreifen umgeschaut habe. Das waren ca. 100 Streifen, 
die ich einen ganzen Sommer lang abgefahren bin und kontrolliert habe. Und hier reden wir 
von 12 Flächen. Ich weiß, wie wichtig ein Erosionsschutzstreifen für die Landschaft ist. Ich bin 
für diesen Punkt, aber ich bin fassungslos, dass ihr euch gegen eine Kontrolle einer Förderung 
sträubt. 
 
Diskussion 
 
DI Gerhard Engleder: Die Kontrolle soll effizient sein, egal mit oder ohne Foto. 
Sofia Mitmasser-Aschauer: Ich wollte nur sagen, nehmt einen Ferialpraktikanten für die Kon-
trolle. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Man sieht fast überall diese Erosionsstreifen. Das sind 
Flächen, die jederzeit einsichtig sind. Wir werden die Förderung kontrollieren. Es wird Mög-
lichkeiten geben. Ich freue mich schon auf die Budgetdebatte, denn wenn wir um das Thema 
hier eine halbe Stunde diskutieren, dann werden wir den Voranschlag mindestens eine Stunde 
diskutieren. 

 

Der Gemeinderat möge die Verträge mit der Ergänzung „Die Flächen 
werden jährlich durch die Gemeinde kontrolliert“ für Erosions-
schutzmaßnahmen mit den einzelnen Landwirten beschließen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 12   Johann Zauner 

SPÖ 7    

GRÜNE 3  Ulrich Steininger  

FPÖ 0    

 

Der Antrag gilt somit als: 

- einstimmig beschlossen 

- mehrheitlich beschlossen 
- abgelehnt 

 
 

13. Allfälliges 
 

❖ Christian Schindler: Kinderbetreuungseinrichtungsordnung (KBEO) 
In der letzten Familienausschusssitzung war der Tagesordnungspunkt: Abweisung von Kin-
dern im Kindergarten. Kinder werden vom Kindergarten abgewiesen, wenn die Eltern nicht 
berufstätig sind. 
Punkt 1: Hans, du wirst so schnell als möglich mit der Kindergartenleitung ein Gespräch initi-
ieren. 
Punkt 2: dieses Thema kommt. auch in den Gemeindevorstand. 
Wie ist jetzt der Stand? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Den Punkt KBEO habe ich in der letzten Gemeindevorstandssit-
zung unter Allfälliges eingebracht. Das Gespräch wird in den nächsten Tagen erfolgen. 
Ulrich Steininger B.A.: Meine Frau ist auch im Familienausschuss. Man muss sich nach der 
Tarifordnung und der KBEO richten. Im Endeffekt ist es so, dass Kinder im Pflichtschulkinder-
gartenjahr von 8 bis 12 Uhr ein Recht auf einen Kindergartenplatz haben. Alles andere ist ein 
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freiwilliges Angebot der Gemeinde. Und wenn Eltern sagen, sie möchten Kinder gratis bis 13 
Uhr im Kindergarten haben, gratis geht nicht. Wenn die Eltern nicht berufstätig sind, kann die 
Gemeinde „nein“ sagen. Das sind die Kriterien.  
 

❖ Mag. Stefan Zauner: Musikhausprojekt 
Was sind jetzt die weiteren Umsetzungsschritte? Brauchen wir in einem Gremium noch einen 
Beschluss? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Von der UWE wurde das Projekt genehmigt und beschlossen. 
Das Projekt wird im Budget 2026 entsprechend berücksichtigt. Wir schafften aber jetzt schon 
die Tonanlage an, die ca.5.000 Euro gekostet hat. 60 % ist der Förderschlüssel. Das Geld 
bekommen wir bei der Abrechnung vom Projekt aus den Fördermitteln. Die restlichen 40 % 
der Tonanlage hat die KUIWA bezahlt. Damit wurde von der KUIWA auch ein Vertrag einge-
fordert, den wir mit der KUIWA gemacht haben, dass die KUIWA diese Tonanlage installiert 
und benutzt. Die KUIWA hat ein Exklusivrecht auf diese Tonanlage, nicht wie in der Vergan-
genheit, dass jeder Verein die Tonanlage benutzen kann.  
Mag. Stefan Zauner: Braucht es noch einen Gemeinderatsbeschluss? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Das restliche Projekt wird im Voranschlag enthalten sein.  
 

❖ Irmtraud Konczalla: Christkindlmarkt 
Ich würde euch gerne am Sonntag, 7.12 2025 zum Christkindlmarkt einladen. Bitte um 8 Uhr 
beim Aufbauen helfen. Und vielleicht können einige von euch auch am Abend beim Abbauen 
helfen.  

 
❖ Ulrich Steininger B.A.: Mir ist aufgefallen, das vom Bahnsteig bis zur Weidenstraße 

ein Schild steht „Betreten verboten“. Es geht um den ÖBB – Wartungsweg, der früher als Geh-
weg beschildert war. In der Praxis gehen nach wie vor alle Schüler und Erwachsenen auf 
diesen Weg. Die Idee bei der Gestaltung der neuen Schrankanlage war, dass wir die Hecke 
in der Weidenstraße kaufen und dort einen Begleitgehweg machen. Ich wollte in Erinnerung 
rufen, dieses Thema war auch schon im Bauausschuss. Ich kann mich noch erinnern, der 
damalige Vorschlag war, man spricht mit allen Grundbesitzern, ob die Gemeinde den Grund 
kaufen kann, um den Gehweg bauen zu können.  
Bgm. Ing. Plakolm: Zur Geschichte darf ich etwas sagen. Bei der Gestaltung der neuen 
Schrankenanlage, wurde das von den Anrainern eingebracht, ob man den Weg nicht herrich-
ten kann. Herr Ing. Windhager, der damalige zuständige Bauleiter, hat das bei der Bauver-
handlung überraschend zugesagt. Ich war damals mit den Hausbesitzern ( Wohnanlage (38 
Parteien), vordere Haus), im Gespräch, aber wie schon gesagt, das ist der Wartungsweg der 
ÖBB.  
Ulrich Steininger B.A.: Mir geht es nicht darum, dass die Gemeinde den Gehweg kaufen soll, 
mir geht es um einen Begleitgehweg. Möglicherweise wären die Grundeigentümer bereit, ei-
nen Teil des Grundes der Gemeinde abzutreten.  
 

❖ Helmut Mitter: Benutzungsgebühren 
Wir haben voriges Mal leidenschaftlich über die Benutzungsgebühren von den gemeindeeige-
nen Einrichtungen diskutiert. Ich möchte einfach bitten, mit allen zu reden, die involviert sind, 
damit es keine Überraschungen im Dezember gibt, wenn die Benutzungsgebühren beschlos-
sen werden sollen.  
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